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Warten auf Rückkehr 

Abdulmesih BarAbraham 

 

n einem atemberaubenden Tempo be-
reitet sich die Türkei auf die Beitrittsver-
handlungen mit der Europäischen 

Union vor; dies ist ein Anpassungsprozess, 
den vor Jahren kaum einer für möglich 
gehalten hatte — am wenigsten die 
Minderheiten. Ein Reformpaket nach dem 
anderen wurde in jüngster Vergangenheit 
vom Parlament verabschiedet, damit die 
von der europäischen Kommission 1993 
festgelegten Kriterien erfüllt werden. Diese 
Kriterien fordern neben den 
wirtschaftlichen Anpassungen u.a. auch den 
Respekt und den Schutz der Men-
schenrechte und vor allem die Rechtstaat-
lichkeit. Die Staats- und Regierungschefs der 
EU werden Anfang Dezember 2004 zu ent-
scheiden haben, ob sie der Türkei Beitritts-
verhandlungen zusagen. Bereits vor dem letz-
ten Reformpaket sagte der türkische Regie-
rungschef Erdogan, dass der Großteil der Kri-
terien des EU- Gipfels von Kopenhagen er-
füllt sei und damit „die kritische Schwelle" 
überwunden habe. In diesem Jahr werde An-
kara bereits beschlossene Reformen voll 
umsetzen. 
Wichtige Beschlüsse sind die Abschaffung der 
Staatssicherheitsgerichte, und damit die Ein-
dämmung des politischen Einflusses der Mi-
litärs, die Abschaffung der Todesstrafe sowie 

der Beginn von offiziellen Radio- und Fern-
sehsendungen in nicht-türkischer bzw. kur-
discher Sprache. Damit sind Tabus gebro-
chen. Manche Beobachter sehen darin schon 
die Unumkehrbarkeit des Reformprozesses. 
EU Erweiterungskommissar Günter Ver-
heugen sah die Freilassung der kurdischen 
Politikerin Leyla Zana im Juni 2004 als ein 
Zeichen dafür, dass die Umsetzung der Re-
formen an Boden gewinnt. Beim EU Gipfel 
im Juni 2004 begrüßte die EU die vollzoge-
nen Reformen und bot der Türkei Unter-
stützung bei der Umsetzung der Reformen 
an. Die türkische Regierung hat eine Ar-
beitsgruppe eingesetzt, welche die Umsetzung 
der Reformen vorantreiben soll. Unter an-
derem behandelte die Arbeitsgruppe bisher 
die Einführung von ersten kurdischen 
Sprachkursen in der Türkei sowie die Rech-
te der christlichen Minderheiten. 

Auswirkungen 
auf die Assyrer 

Seit dem Ende des innertürkischen Krie-
ges 1999 mit der PKK hat sich die Lage der 
syrisch-aramäisch sprechenden Christen in 
der Türkei und  insbesondere in ihrer 

Heimat Tur Abdin im Südosten des Lan-
des merklich gebessert. Dazu hat die Auf-
hebung des Ausnahmenzustandes in den 
Ostprovinzen und der langsame Einzug 
von Rechtstaatlichkeit im Zuge der Refor-
men beigetragen. Bis Ende der 90er Jahre 
befand sich die christliche Minderheit 
der Assyrer unter massivem Druck - so-
wohl der PKK als auch des türkischen Mi-
litärs mit ihren verbündeten Dorfschüt-
zern. In den 15 Jahren der Auseinander-
setzung zwischen türkischem Militär und 
PKK schrumpfte die Zahl der Christen 
durch Flucht und Emigration von mehre-
ren Zehntausend auf wenige Tausend See-
len. Die Reformentwicklung lässt deshalb 
hoffen, dass eine Rückkehr der Vertriebe-
nen in ihre Heimat Tur Abdin sogar rea-
listisch erscheint. Viele der nach Europa 
emigrierten Assyrer besuchen nicht nur 
wieder ihre einstige Heimat, sondern ver-
suchen, ihre zumeist verfallenen Häuser 
und Kirchen wieder aufzubauen. Man 
bemüht sich, die Besitzstände von Haus 
und Grund nach Besetzung und Änderung 
der  rechtlichen  Grundlagen  wieder  zu 
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klären. Es entstanden Dorfvereine, die 
durch Spenden Projekte in den verlassenen 
Dörfern der Assyrer ermöglichen. 
Darüber hinaus gibt es erste Rückkehr-
projekte, die im Wesentlichen Zu-
sammenschlüsse von in Europa lebenden 
Familien sind, die entschlossen darauf hin-
arbeiten, wieder in ihre Dörfern zurück-
zukehren. Im Projekt Kafro sind dies z.B. 
über 70 Personen (insgesamt 17 Familien) 
aus der Schweiz, Deutschland und Schwe-
den, die einen Dorfentwicklungsverein 
gegründet haben, um ihr Rückkehrprojekt 
zu verwirklichen. Mittlerweile gibt es über 
ein halbes Dutzend Dörfer (darunter fünf 
in den Izlo-Bergen nahe der Grenze zu Sy-
rien), die sich dem Beispiel von Kafro an-
geschlossen haben und gezielt auf die 
Rückkehr hinarbeiten. Die Dorfvereine 
sind zusammengeschlossen, um vonein-
ander zu lernen. In den letzten zwei Jah-
ren waren die Jahrestagungen der „Soli-
daritätsgruppe Tur Abdin" von diesem 
Thema dominiert. 
Die Rückkehrinitiativen werden in der sich 
auf Reformkurs befindenden Türkei und bei 

den staatlichen Behörden sowohl in Ankara 
als auch in der Region begrüßt und die Be-
mühungen von offizieller türkischer Seite of-
fen unterstützt. Das heißt aber nicht, dass fi-
nanzielle Hilfe gewährt wird. Doch man er-
leichtert die Klärung und Entscheidung 
von rechtlichen Fragen. Die einzige formelle 
Stütze ist dabei ein Dekret (2001/33) des 
ehemaligen Ministerpräsidenten Ecevit aus 
dem Jahre 2001, in dem die in die europäi-
schen Staaten ausgewanderten Assyrer auf-
gerufen werden, in ihre Heimat zurückzu-
kehren, verknüpft mit der Versicherung, dass 

alles rechtliche von staatlicher Seite getan 
werde, damit die Rückkehrenden von den de-
mokratischen Rechten profitieren können 
und dass sich die Rückkehrer unter dem 
Schutz des Staates befinden werden. Trotz 
dieses Dekrets und der offiziellen 
Unterstützung der Wiederaufbau- und 
Rückkehrinitiativen durch die lokalen Be-
hörden gibt es Ungereimtheiten in der 
höchsten Politik, die zeigen, dass die Schere 
zwischen Dekreten bzw. Gesetzen und deren 
Umsetzung noch weit auseinanderklafft. 
Einige ausgewählte Beispiele sollen dies ver-
deutlichen. 

Die Menschenrechtskommission 
des türkischen Parlaments 

Die Assyrisch-Demokratische Organisation 
(ADO) machte im März 2003 auf einen 
Bericht der Menschenrechtskommission 
des türkischen Parlaments aufmerksam, in 
dem behauptet wurde, dass die Assyrer 
(türkisch Süryani) „wie die Armenier For-
derungen nach Land erheben" und damit 

für die Türkei eine „potenzielle Gefahr" 
darstellen könnten. Die Untersuchung der 
Kommission wurde von Resul Tosun, ei-
nem Abgeordneten der regierenden isla-
misch-konservativen AKP geführt, der 
zwar feststellte, dass in Mardin und seiner 
Umgebung nur noch etwa 2.000 Süryanis 
leben, doch etwa 60.000 Süryanis, die mitt-
lerweile in den europäischen Staaten leben, 
seien nach wie vor in der Türkei als 
Staatsbürger registriert. In einem Bericht 
der türkischen Zeitung Milliyet vom 21. Fe-
bruar 2003 wurde der Abgeordnete damit 

zitiert, wonach berechtigte Wünsche der 
Süryanis nach Gewährung des Rechtes für 
die Durchführung des religiösen Unter-
richtes vorgebracht wurden. Der Bericht 
schloss allerdings mit der Warnung, das 
diese Gemeinschaft in Zukunft für die 
Türkei eine Gefahr werden könne. Als 
Gründe werden Landkauf und Bemü-
hungen der Assyrer zur Anerkennung des 
Völkermordes von 1914-1918 genannt. Als 
positiv wertet die ADO den Umstand, dass 
die Aussagen der Kommission bereits in 
der Türkei auf Kritik stießen. Sowohl der 
türkische Menschenrechtsverein in Istan-
bul als auch die Zeitung Özgür Politika kri-
tisierten den Bericht der Kommission. 
Dieser Fall zeigt den krassen Widerspruch 
zu den seit 2001 von höchsten Stellen 
wiederholten Behauptungen, wonach von 
staatlicher Seite alles unternommen werde, 
damit die rückkehrwilligen Assyrer in ihre 
Heimatdörfer im Tur Abdin zurückkehren 
können. Die ADO fragt, wie es denn mit 
dem Rechtsverständnis der AKP zu ver-
einbaren sei, dass noch türkische Staats-
bürger und Angehörige einer Minderheit, 
die vor den Türken in der Region ange-
siedelt war, kein Land erwerben dürfen. 

Besetzung des Dorfes Sare in 
der Provinz Sirnak 

1994 verließen die letzten christlichen Be-
wohner das Dorf Sare (türkisch Sariköy) in 
der Provinz Sirnak (Südosttürkei). Früher 
lebten in Sare über 30 syrisch-orthodoxe Fa-
milien. Seither halten die sogenannten 
Dorfschützer - eine paramilitärische Grup-
pe von Kurden im Dienste des Militärs im 
Kampf gegen die PKK - in Einvernehmen 
mit dem Militär Sare besetzt. Das Dorf liegt 
strategisch an einer wichtigen Durch-
gangsstraße, weshalb es vom Militär als 
„kleiner Wachposten" gegen die PKK be-
nutzt wurde. Nach und nach zogen die Fa-
milien der Dorfschützer ein; inzwischen be-
wohnen etwa 30 Familien die verlassenen 
Häuser der Christen. 
Mit der Befriedung des Südostens stieg auch 
das Interesse der frühren Bewohner von Sa-
re, zurückzukehren; doch die Dorfschützer 
verweigern ihnen der Zugang und wider-
setzen sich vehement einer Räumung des 
Dorfes. Verweise auf das erwähnte Dekret 
von Ecevit verhallen wirkungslos. Im Mai 
2004 hat der Gouverneur (Vali) von Sirnak, 
Osman Günes, eine Verordnung erlassen, 

2 2 6 _ 4 / 2 O O 4  



29 

wonach die Dorfschützer Sare verlassen 
müssen. Trotz Verstreichens von zwei Ulti-
maten (letzteres am 14. Juli) weigert sich das 
Militär nach wie vor, den Erlass des Gou-
verneurs umzusetzen. Die Dorfschützer 
werden offensichtlich vom Militär zum Ver-
harren ermutigt und scheuen sich nicht, die 
Bewohner des christlichen Nachbardorfes 
Bsorino (türkisch Haberli) einzuschüchtern. 
Osman Günes wurde sogar in Ankara vor-
stellig, um die Rückgabe von Sare an ihre 
rechtsmäßigen Bewohner voranzutreiben. 
Der Fall hat inzwischen hohe Aufmerk-
samkeit erlangt. Der höchste EU-Reprä-
sentant in der Türkei, Hans-Jörg Kret-
schmar, sowie die Deutsche Botschaft in 
Ankara sind bereits auf das Problem auf-
merksam gemacht worden. GfbV-General-
sekretär Tilman Zülch hat in einem Schrei-
ben an die türkischen Außen- und Innen-
minister vom 24. Juni 2004 gefordert, alles 
mögliche zu tun, um die Räumung des Dor-
fes Sare zu beschleunigen und den christ-
lichen Bewohnern die Rückkehr zu er-
möglichen. Die türkische Tageszeitung Za-
man berichtete am 12. Juli 2004 über den 
Fall und zitiert den Brief des GfbV Gene-
ralsekretärs an die türkischen Minister. 

Aufarbeitung 
des Genozids 1915 

Der Umgang der Türkei mit der Aufar-
beitung des von der Weltöffentlichkeit 
größtenteils vergessenen Genozids an der 
christlichen Bevölkerung der Assyrer, Ar-
menier und Pontos-Griechen 1915-1917 
wurde vor wenigen Jahren durch den Fall 
des syrisch-orthodoxen Pfarrers Yusuf Ak-
bulut vortrefflich vor Augen geführt. Er 
hatte in einem Interview mit der Zeitung 
Hürriyet im Oktober 2000 den Völker-
mord an den Armeniern und Assyrern 
während des ersten Weltkrieges im Os-
manischen Reich als historische Tatsache 
bestätigt, und wurde deshalb wegen Volks-
verhetzung und Separatismus gemäß dem 
berüchtigten „Artikel 312" angeklagt. Nach 
einem Verfahren vor dem Staatssicher-
heitsgericht in Diyarbakir wurde er 
schließlich am 5. April 2001 von allen An-
klagepunkten freigesprochen. Janet Abra-
ham, heute im Vorstand der GfbV, nahm 
damals für die GfbV als Prozessbeobach-
terin in Diyarbakir teil. Der als 
historische Tatsache anerkannte 
Völkermord wird von der Türkei noch im- 

mer geleugnet. Nicht nur die christlich-ar-
menische Gemeinschaft, sondern auch 
die christlichen Assyrer wurden Opfer 
der Verfolgungen und Vertreibungen im I. 
Weltkrieg. Ein Beispiel, wie die Türkei 
selbst auf dem Weg nach Europa mit der 
Aufarbeitung der Geschichte umgeht, ist 
die Aktion des Erziehungsministers vom 
letzten Jahr. Hüseyin Celik ließ die Leug-
nung des Genozids auf die Lehrpläne set-
zen. In einer von ihm selbst unterzeich-
neten Direktive vom 14. April 2003 wur-
den die Schulen aufgefordert, im Rahmen 
eines Aufsatzwettbewerbes zu belegen, 
dass es keinen Völkermord gegeben habe. 
Der Zynismus liegt darin, dass selbst ar-
menische Schulen das Schreiben erhielten. 
Diese Aktion steht im Widerspruch zur 
Aussage des deutschen Auswärtigen Am-
tes von 2001, wonach die Türkei „erste An-
sätze zur Aufarbeitung der türkisch-ar-
menischen Vergangenheit" und Dialogbe-
reitschaft in der Frage der Völkermordes 
zeige. Das Europaparlament fordert aus-
drücklich von der Türkei die Aufarbeitung 
und Anerkennung des Völkermordes. 

Abschließende 
Bewertungen 

Die Assyrer als ethnische Minderheit be-
grüßen und unterstützen den Reformkurs 
der Türkei grundsätzlich. Viele sind der 
Überzeugung, das sie ihre vollen Rechte als 
bedrohte Minderheit nur dann erlangen, 
wenn die Türkei in die europäische Union 
aufgenommen wird. Denn nur im euro-
päischen Verbund können ihre Rechte ga-
rantiert und ihre bedrohte Existenz geret-
tet werden. Gegenwärtig gibt es zwischen 
der Gesetzeslage und der Realität im Land 
noch zu überbrückende Diskrepanzen, 
ganz besonders was die Minderheit der As-
syrer angeht. Der Schwerpunkt der Min-
derheitsdiskussion liegt auf den Kurden. 
Zudem hat das Militär noch weitestgehend 
das Sagen, es gibt keine Institution, die dies 
verhindern kann. Die AKP-Regierung 
von Ministerpräsident Erdogan kann of-
fensichtlich gegen das Militär nicht so of-
fen Front machen, wie sie das bei re-
formfeindlichen Behörden in der Provinz 
tut. Doch auch dort gibt es Beschwerden: 
Landbesitzer klagen über schleppende 
Katastererneuerungen und Enteignun-
gen mit der Begründung, das Land wür-
de nicht wirtschaftlich genutzt. Solche 

Vorfälle wurden aus den Dörfern Mzizah 
(türkisch Dogancay), Zaz (Izbirak) und 
Girnis gemeldet. 
Generell fordern die Assyrer seit langem die 
Anerkennung als Minderheit entsprechend 
des Vertrages von Lausanne von 1923, der 
aus Sicht der Türkei Gültigkeit hat. Nun 
sind die Assyrer bisher nicht wie Armenier, 
Griechen und Juden als ethnische Min-
derheit anerkannt worden und durften da-
her z.B. keine eigenen Schulen unterhalten; 
die volle Anerkennung nach diesem Vertrag 
würde den Assyrern ethnische, soziale und 
religiöse Rechte zugestehen. Diese würden 
auch die Freiheit zu Renovierung und Bau 
von Kirchen einschließen. 

Die Assyrer fordern: 

a) Rechtliche Zusagen für die Rückkehr in 
die verlassenen Dörfer sowie die Klä 
rung der Grundbesitzfragen. 

b) Die Aufnahme von Sendungen in sy 
risch-aramäischer Sprache im türki 
schen Fernsehen. 

c) Verfassungsmäßige Absicherung ihrer 
Rechte. 

d) Die Anerkennung des Genozids an der 
christlichen Bevölkerung. 

Aufgrund dessen, dass die bisher verab-
schiedeten und die noch geforderten Än-
derungen dermaßen grundlegend sind, for-
dert die EU sogar von der Türkei eine neue 
Verfassung, die sich ausdrücklich auf eu-
ropäische demokratische Grundsätze 
stützt, wobei insbesondere die Rechte des 
Einzelnen und der Minderheiten in einem 
Gleichgewicht zu den kollektiven Rechten 
stehen sollen; dies auch in Übereinstim-
mung mit den üblichen europäischen 
Normen, wie sie beispielsweise im Euro-
päischen Übereinkommen zum Schütze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sowie dem Rahmenübereinkommen zum 
Schutz nationaler Minderheiten, das die 
Türkei unterzeichnen und anwenden soll-
te, verankert sind. 
Die Assyrer wünschen, dass man der Tür-
kei eine Beitrittsperspektive gibt, damit die 
bereits heute erkennbaren Verbesserungen 
in der Menschenrechtsfrage nicht hin-
ausgezögert werden. Eine Ablehnung der 
türkischen Kandidatur würde den De-
mokratisierungsprozess bremsen. 
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